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M E I N U N G

Das am 2.Februar vom Deutschen
Bundestag verabschiedete „GKV-
Wettbewerbsstärkungsgesetz“ ist ei-
ne Zumutung für alle,die im Gesund-
heitswesen tätig sind. Der Machter-
halt ist den Politikern der Koalition
offensichtlich wichtiger als ihre Ver-
antwortung für eine gute medizini-
sche Versorgung der Bevölkerung.

Auch wenn wir dank der Unter-
stützung durch die zahlreichen De-
monstrationen und Proteste der Ärz-
tinnen und Ärzte auf eine Schadens-
begrenzung haben hinwirken kön-
nen, hat die Reform doch eine völlig
falsche Grundausrichtung.

Denn unser Gesundheitswesen
wird sukzessive in ein staatlich ge-
lenktes System mit Zuteilungsmedi-
zin und Wartelisten umgewandelt,
wenn die nun beschlossenen Mecha-
nismen zu wirken beginnen. Die be-
absichtigte so genannte Marktberei-
nigung im ambulanten und stationä-
ren Sektor gefährdet die flächen-
deckende und wohnortnahe Versor-
gung der Patienten.

Die Koalition hat die große Chan-
ce vertan,generationengerechte und
demografiefeste Finanzierungsstruk-
turen in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung zu schaffen. Daran ändert
auch die beschlossene Erhöhung des
Bundeszuschusses nichts, dessen Fi-
nanzierung noch längst nicht gesi-
chert ist.

Nach wie vor ist zu befürchten,
dass die Zuschüsse und die staatli-
che Beitragsfestsetzung durch kurz-
fristige politische Erwägungen be-
stimmt werden und nicht von der
Notwendigkeit, ausreichend Mittel
zur Finanzierung des medizinischen
Fortschritts bereitzustellen.

Geradezu grotesk ist es deshalb,
wenn nun das funktionierende Mo-
dell der privaten Krankenversiche-
rung (PKV) Schritt für Schritt der
gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV) angeglichen wird.Der Weg ei-
ner GKVisierung der PKV soll nach
dem Willen starker politischer Kräf-
te münden in einer gesetzlichen Ein-
heitskasse.

In diesem Punkt besteht die Hoff-
nung, dass Bundesrat, Bundespräsi-
dent oder auch das Bundesverfas-
sungsgericht die schädlichen Folgen
für die medizinische Versorgung in
Deutschland noch abwenden kön-
nen. In dem vom Bundestag verab-
schiedeten  Basistarif sehen namhaf-
te Staatsrechtler Verstöße gegen die
Grundrechte der Versicherten und
der Versicherungen.

Massendemonstrationen der Ärz-
tinnen und Ärzte als Ausdruck des
Protestes waren notwendig und hilf-
reich in den vergangenen Monaten.
Vor uns liegt nun die Aufgabe, ein
einheitliches Programm der ärztli-
chen Körperschaften und Verbände
für die nächste Gesundheitsreform
zu erarbeiten. Denn spätestens nach
der nächsten Bundestagswahl muss
die Regierung einen neuen Anlauf
unternehmen,die GKV-Finanzen neu
zu ordnen.

Das bedeutet keineswegs eine Zeit
gesundheitspolitischen Stillhaltens.
Wir kämpfen weiter.Es gilt,die Bür-
ger und Patienten auch künftig um-
fassend über die Folgen der Reform
zu informieren. Deshalb wird die
Bundesärztekammer mit allen ärzt-
lichen Organisationen die Gesprä-
che darüber fortführen,wie wir auch
nach der Verabschiedung des Geset-
zes gemeinsam eine intensive Infor-
mation der Bevölkerung gewährleis-
ten und so den notwendigen Druck
auf die Politik aufrechterhalten kön-
nen.
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